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RVO § 1542; StVG § 12

Dem Sozialversicherungsträger, auf den gemäß § 1542 RVO 
Ansprüche des Verletzten aus dem Straßenverkehrsgesetz 
übergegangen sind, steht das sogenannte Quotenvorrecht 
auch dann zu, wenn der Verletzte selbst Anspruch auf 
vollen Schadensersatz nach § 839 BGB in Verbindung mit 
Art. 34 GG hat.
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BUNDESGERICHTSHOF

IM NAMEN DES VOLKES

Verkündet am
13. Juli 1972 

Schorm,
Justizobersekretär
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

der B u n d e s r e p u b l i k  D e u t s c h l a n d  
handelnd in ProzeßStandschaft für das Königreich Belgien,9 
vertreten durch den Bundesfinanzminister, dieser vertre­
ten durch den Finanzminister des Landes Nordrhein-Westfalen 
dieser vertreten durch den Regierungspräsidenten in

III ZR 150/69 URTEIL

in dem Rechtsstreit

Beklagten, Revisionsklägerin und 
Ans chlußrevi sionsbeklagten,

- Prozeßbevollmächtigtes Rechtsanwälte Prof, Dr.Dr.h*c.| 
und Prof* Dr* 9 M I  -

g e g e n

die T e x t i l -  u n d  B e k 1 e i d u n g s b e r u f  
g e n o s s e n s c h a f t  , VoflBHÜstraße 9,
setzlich vertreten durch den Hauptgeschäftsführer Direktor 
Georg ebendort,

Klägerin, Revisionsbeklagte und 
Ans chlußrevi si onsklägerin,

- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt Dr
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Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 24. April 1972 un­
ter Mitwirkung des Senatspräsidenten Hubert Meyer so­
wie der Bundesrichter Dr. Kreft, Dr. Beyer, Dr. Hußla 
und Keßler

für Recht erkannt:

Auf die Rechtsmittel beider Parteien wird das 
Urteil des 7. Zivilsenats des Oberlandesge­
richts in Köln vom 9. Juni 1969» soweit es 
über die von der Klägerin vor dem Berufungs­
gericht gestellten Hilfsanträge und Uber die 
Kosten des Rechtsstreits entschieden hat, auf­
gehoben. Insoweit wird die Sache zur anderwei­
ten Verhandlung und Entscheidung, auch über die 
Kosten des Revisionsrechtszuges, an das Beru­
fungsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die Auslandskorrespondentin Jutta wurde
am 30. Mai 1959 bei einem Verkehrsunfall in Kfll so 
schwer -verletzt, daß sie für dauernd erwerbsunfähig 
bleiben wird. Der Unfall ist allein auf die schuld­
haft verkehrswidrige Fahrweise eines Soldaten der 
belgischen Streitkräfte, der sich mit einem Last­
kraftwagen auf einer Dienstfahrt befand, zurückzu­
führen.
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Die klagende Berufsgenossenschaft ist neben an­
deren Sozialversicherungsträgern - SVT - der Geschä­
digten leistungspflichtig. Das zuständige Amt für Ver­
teidigungslasten - AVL -, bei dem die Geschädigte und 
die SVT ihre Ansprüche rechtzeitig gemäß Art. 8 des 
Finanzvertrages (BGBl II 1955, 381 ff) angemeldet ha­
ben, hat mit einem als ’’Mitteilung" bezeichneten und 
an die Klägerin gerichteten Bescheid vom 28. Juni 1967 
über die Verteilung des gemäß § 12 StVG (in der bis 
zum 30. September 1965 geltenden Fassung) zu leisten­
den Höchstbetrages entschieden. Dabei ist das AVL da­
von ausgegangen, daß die Beklagte für den aus dem Un­
fall entstandenen Schaden gemäß § 839 BGB iVm Art. 34 
GG und §§ 7, 12 StVG ersatzpflichtig sei, die Leistun­
gen der SVT jedoch als anderweiter Ersatz für die Ge­
schädigte im Sinne des § 839 Abs. 1 Satz 2 BGB zu wer­
ten und deshalb auf die SVT nur Ansprüche übergegan­
gen seien, die der Geschädigten nach Maßgabe des Stra- 
ßenverkehrsgesetzes zustehen. Bei seiner Berechnung hat 
das AVL auf den 31. Dezember 1963 abgestellt und da­
nach folgende Verteilung des Haftungshöchstbetrages von 
50 000 DM vorgesehen:

An die Klägerin für Heilungs­
kosten 3 416,38 DM
und wegen Minderung der Er­
werbsfähigkeit 8 558,—  DM,
mithin insgesamt 11 974,38 DM,
an die Bundesversicherungsanstalt für
Angestellte (BfA) wegen Minderung der
Erwerbsfähigkeit 3 880,62 DM
an die Barmer Ersatzkasse (BEK) für 
Heilungskosten 69,—  DM
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an die Geschädigte H H B f  wegen Min
derung der Erwerbsfähigkeit

wegen vermehrter Be 
dürfnisse
für Heilungskosten 
zusammen

16 049,69 DM 
4 836,66 DM
10 086.05 DM 30 972.40 DM

46 896,40 DM

Der bis zur Haftungshöchstgrenze von 50 000 DM ver­
bleibende Rest von 3 103,60 DM sollte im Verhältnis 
der von den Beteiligten für das Jahr 1964 gestellten 
Forderungen verteilt werden, dementsprechend sollten 
auf die Klägerin 1 074,32 DM, auf die BfA 568,42 DM 
und auf die Geschädigte selbst 1 460,85 DM entfallen.

Die Klägerin hat, ebenso wie die BfA, den Be­
scheid des AVL angefochten und vor dem Landgericht 
beantragt,

festzustellen, daß die Beklagte verpflichtet 
sei, der BfA, der BG und der BEK als Gesamt­
gläubigem im Rahmen des Höchstbetrages des 
§ 12 StVG ohne Berücksichtigung der weiterge­
henden Ansprüche der Geschädigten aus dem Un­
fall vom 30. Mai 1959 Ersatz zu leisten.

Die Klägerin hat dazu die Auffassung vertreten, 
der Höchstbetrag des § 12 StVG müsse allein den SVT 
zugute kommen, während die Geschädigte mit den ihr 
verbleibenden Ansprüchen ausschließlich auf die Amts­
haftung als Anspruchsgrundlage zu verweisen sei.

Das Landgericht hat die Klage dem Antrag der 
Beklagten entsprechend abgewiesen. Hiergegen hat die
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Klägerin Berufung eingelegt und vor dem Oberlandes­
gericht den Antrag gestellt,

1. festzustellen, daß die Beklagte verpflichtet 
sei, der BfA, der Klägerin und der BEK als Ge­
samtgläubigern im Rahmen des § 12 StVG Ersatz 
zu leisten, soweit die Leistungen dieser SVT 
sich sachlich und zeitlich decken mit Ansprü­
chen der Geschädigten aus § 7 StVG, aber ohne 
Berücksichtigung weitergehender Ansprüche der 
Geschädigten;

2. hilfsweise
a) die Beklagte zu verurteilen, der Klägerin 

für die bis zum 30. November 1968 erbrach­
ten Leistungen 26 403,73 DM nebst 5 % Zin­
sen ab 25. August 1967 zu zahlen abzüglich 
bisher gezahlter 13 048,70 DM;

b) festzustellen, daß die Beklagte verpflich­
tet sei, der BfA und der Klägerin als Ge­
samtgläubigern deren nach dem 1. Dezember 
1968 erfolgende Leistungen bis zur restli­
chen Haftungshöchstsumme des § 12 StVG zu 
erstatten.

Das Berufungsgericht hat den in erster Linie 
gestellten Feststellungsantrag (Antrag zu 1.) man­
gels ausreichenden Feststellungsinteresses für un­
zulässig erachtet und hat auf die Hilfsanträge die 
Beklagte zur Zahlung von 11 417,20 DM mit Zinsen an 
die Klägerin verurteilt und hat weiter festgestellt,



daß die Beklagte verpflichtet sei, der Klägerin und 
der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte als 
Gesamtgläubigem auf deren für die Zeit ab 1• De- _ 
zember 1968 zu erbringende Leistungen für den Er­
werbsschaden noch 5 179,68 DM zu erstatten.

Mit ihrer Revision erstrebt die Beklagte wei­
terhin die Abweisung der Klage einschließlich der 
im zweiten Rechtszug gestellten Hilfsanträge, wäh­
rend die Klägerin mit ihrer Anschlußrevision bittet, 
in vollem Umfang nach in der Berufungsinstanz zu 2 b 
gestellten Antrag zu erkennen. Jede Partei bittet 
ferner darum, das Rechtsmittel des Gegners zurückzu­
weisen.

Entscheidungsgründe:

I.
Die Vorinstanzen sind zutreffend von folgender 

Rechtslage ausgegangen: Die Haftung der Beklagten 
gegenüber der Geschädigten im Rahmen des Art. 8 
des Finanz Vertrages richtet sich nach den Bestim­
mungen des § 839 BGB in Verbindung mit Art. 34 GG 
und der §§ 7 ff StVG. Da dem an dem Umfall beteilig­
ten belgischen Soldaten lediglich Fahrlässigkeit zur 
Last fällt, greift zugunsten der Beklagten die Sub­
sidiaritätsklausel des § 839 Abs. 1 Satz 2 BGB ein. 
Denn für die Geschädigte stellen die Ansprüche auf
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Versicherimgsleistungen gegen die Klägerin und son­
stige SVT anderweite Ersatzmöglichkeiten im Sinne 
des § 839 Abs. 1 Satz 2 BGB dar, so daß insoweit 
Amtshaftungsansprüche ausgeschlossen sind und auf 
die Klägerin nicht gemäß § 1542 RVO übergehen konn­
ten. Die Klägerin hat vielmehr allein Ansprüche der 
Geschädigten nach §§ 7, 10 Abs. 2, 12 StVG kraft ge­
setzlichen Forderungsübergangs erworben (BGHZ 49, 
267; VersR 1968, 664 und 695 sowie 1970, 439).

II.

Im übrigen hat das Berufungsgericht seine Ent­
scheidung im wesentlichen auf folgende Erwägungen 
gestützt:

Der Höchstbetrag (§ 12 StVG) von 50 000 DM, 
der zur Deckung aller in Betracht kommenden Einzel­
schäden nicht ausreiche, sei nach folgenden Grund­
sätzen zu verteilen:

Als Schadensposten stünden nebeneinander der 
Erwerbs schaden, die Heilungskosten und die durch 
den Unfall verursachten Mehrbedürfnisse der Ge­
schädigten. Die letztgenannten Ansprüche wegen ver­
mehrter Bedürfnisse seien voll bei der Geschädigten 
verblieben, weil die SVT keine sachlich kongruenten 
Leistungen erbrächten. Hingegen seien die übrigen 
Ansprüche (wegen Erwerbs Schadens und Heilungskosten) 
zum Teil bei der Geschädigten verblieben, zum ande-
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ren Teil auf die SVT übergegangen. Wenn, wie hier, 
aus der Schädigung einer einzelnen Person infolge 
teilweisen Forderungsübergangs mehrere Ersatzbe­
rechtigte nebeneinander stünden, seien in - ent­
sprechender - Anwendung des § 12 Abs. 2 Satz 2 StVG 
alle Schadensposten in dem Verhältnis zu kürzen, in 
dem ihr Gesamtbetrag zu dem Höchstbetrag stehe (u.a. 
BGHZ 51, 226 = NJW 1969, 656). Aus dem dem SVT ge­
bührenden Quotenvorrecht könne gegen die verhältnis­
mäßige Kürzung der Schadensposten nichts eingewendet 
werden. Dieses Vorrecht spiele nur innerhalb kongru­
enter Ersatzansprüche eine Rolle. Im Verhältnis des 
Schadenspostens "vermehrte Bedürfnisse "zu dem Scha­
densposten "Erwerbsschaden" und "Heilungskosten" 
werde daher das Quotenvorrecht mangels Kongruenz 
nicht praktisch. Gegen die verhältnismäßige Kürzung 
aller Schadensposten sei auch nichts daraus herzu­
leiten, daß die Beklagte nicht nur aus § 7 StVG er­
satzpflichtig, sondern der Geschädigten gegenüber 
auch aus § 839 BGB zu vollem Ersatz verpflichtet sei. 
Vielmehr sei nach den vom Bundesgerichtshof in NJW 
1967, 1273 (= BGHZ 47, 196), 1968, 1962 aufgestell­
ten und auch auf Fälle der vorliegenden Art anzuwen­
denden Grundsätzen (BGHZ 51, 226) die Verteilung des 
Höchstbetrages so vorzunehmen, wie wenn die ersatz­
pflichtige Körperschaft nur aus Halterhaftung nach 
§ 7 StVG für den Schaden einzustehen hätte.

Demgemäß ergebe sich - wenn man, wie es gebo­
ten sei, die Renten im Umrechnungsmaßstab des § 12 
Abs. 1 StVG in Kapital umrechne - für die Schadens­
posten im einzelnen folgendes Bild:



1• Erwerbsausfall

a) Leistungen der Beklagten an die Ge­
schädigte bis 30. November 1968 37 790,02 DM,
für die Zukunft monatlich 
458,51 x 12 = 5 502,12 x Kapitali­
sierungsfaktor 16,32 = 8 9  794,60 DM,
Erstattung der auf die Ersatz­
lei stungen zu zahlenden Steuern 
sei zuzusetzen, weil nur der Net­
toverdienstausfall mit den Renten 
ersetzt werde = 2 244,39 DM;

b) Leistungen der BfA einschließ­
lich Krankenversicherung der 
Rentner:
bis 30. November 1968 13 265,91 DM,
für die Zukunft monatlich 174,34 
x 12 = 2 092,08 x 16,32 = 34 142,75 DM;

c) Leistungen der Klägerin
bis 30. November 1968 21 124,90 DM,
für die Zukunft monatlich
247,30 x 12 = 2 967,60 x 16,32 = 48 431,2 3 DM-

246 793,80 DM.

2. Vermehrte Bedürfnisse an die Geschädigte geleistet 
und zu leisten:
bis 30. November 1968 11 536,66 DM,
für die Zukunft monatlich 150 x 12 =
1 800 x 16,32 = 29 376,—  DM;

2 409.25 DM, 
43 321,91 DM.

Weiter hinzuzusetzen die Steuerbera­
terkosten mit
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3. Heilungskosten:

a) Leistungen der Beklagten an die 
Geschädigte:
bis 30. November 1968 10 086,05 DM;

b) Leistungen der Klägerin:
bis 30. November 1968
künftig jährlich - geschätzt - 
rund 335 x 16,32 5 467,20 DM 

69,- DM 
20 851,08 DM

5 228,83 DM

c) Leistungen der BEK

Der Gesamtschaden belaufe sich daher 
auf (246 793,80 + 43 321,91 + 20 851,08=)

310 966,79 DM.

Nach entsprechender Kürzung fielen dann (bei 
Abrundung auf volle DM) von dem Höchstbetrag des 
§ 12 StVG
auf den Erwerbsschaden 39 682,—  DM,
auf vermehrte Bedürfnisse 6 966,—  DM,
auf die Heilungskosten 3 352.—  DM.

Der Ersatz für den Verdienstausfall während 
der ersten sechs Wochen nach dem Unfall stehe der 
Geschädigten zu, da die SVT für diese Zeit keine 
Leistungen auf den Verdienstausfall erbracht hätten. 
Der Schaden der Verletzten sei auch nicht dadurch 
beseitigt, daß diese einen Anspruch auf Lohnfort­
zahlung gehabt habe. Dieser Verdienstausfall belau-

50 000,—  DM
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fe sich auf 693,55 DM, so daß auf ihn nach propor­
tionaler Kürzung 111,51 DM entfielen. Der übrige 
Teil des zur Deckung des Erwerbs Schadens zur Verfü­
gung stehenden Betrages von (39 682 DM ./. 111,51 DM =) 
39 570,49 DM stehe der BfA und der Klägerin zu, da 
sie für die Zeit ab 13. Juli 1959 ständig zeitlich 
und sachlich kongruente Leistungen auf den Erwerbs­
schaden erbracht und auch in Zukunft zu erbringen 
hätten. Der innerhalb dieses Schadenspostens bei der 
Geschädigten verbliebene Anspruch aus § 7 StVG müsse 
wegen des Quotenvorrechts der SVT hinter deren Er­
satzforderung zurücktreten. Aus dem Betrag von 
39 570,59 DM verlangten die BfA und die Klägerin 
zunächst kapitalmäßigen Ersatz für ihre bis zum 30. 
November 1968 erbrachten Leistungen, und zwar die 
BfA in Höhe von 13 265,91 DM (oben unter 1b) und 
die Klägerin in Höhe von 21 124,90 DM (oben unter 
1 c). Zur Abdeckung der späteren Leistungen der SVT 
auf den Erwerbs schaden stünden mithin noch (39 682 
DM ./. 111,51 DM ./. 13 265,91 DM ./. 21 124,90 DM=)
5 179,68 DM zur Verfügung.

Der auf den Schaden wegen vermehrter Bedürfnis­
se entfallende Anteil von 6 966 DM gebühre voll der 
Geschädigten, weil auf diese Schadensposten keine 
anderweiten Leistungen erbracht seien (oben unter 2).

Der auf die Heilungskosten entfallende Betrag 
von 3 352 DM stehe infolge ihres Quotenvorrechts 
voll den an den Heilungskosten beteiligten SVT zu, 
und zwar der BEK mit 11 DM und der Klägerin mit 
3 341 DM.
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Zusammenfassend ergebe sich folgende Vertei 
lung der Haftungshöchstsummes

Für die Leistungen bis 30, November 1968
BfA
Klägerin

BEK
Geschädigte

Geschädigte

13 265,91 DM Erwerbsschaden,
24 465,90 DM Erwerbs schaden und 

Heilungskosten,
11,—  DM Heilungskosten,

6 966,—  DM vermehrte Bedürf­
nisse,

111,51 DM Erwerbsschaden;
für die Leistungen ab 1. Dezember 1968:

BfA und Klägerin 5 179,68 DM Feststellungsaus­
spruch Erwerbs- 

____________ schaden
zusammen 50 000,—  DM.

III.

Soweit das Berufungsgericht den von der Klägerin 
in erster Linie gestellten Feststellungsantrag als 
imzulässig erachtet hat, wird das Berufungsurteil 
nicht angefochten. Ebenso wendet sich keine der Par­
teien gegen den Ausgangspunkt des Berufungsgerichts, 
die Verteilung des Höchstbetrags des § 12 StVG müsse 
so vorgenommen werden, wie wenn die Beklagte nur nach 
dem Straßenverkehrsgesetz für den Schaden einzustehen 
hätte. Dieser Ausgangspunkt ist richtig.

1. Die Anschlußrevision der Klägerin wendet sich 
allein dagegen, daß das Berufungsgericht bei der Er­
rechnung des für die Zeit nach dem 30. November 1968
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aus der Haftungshöchst summe noch verbleibenden Rest­
kapitalbetrages die bis zu dem genannten Zeitpunkt 
an die einzelnen Berechtigten erstatteten oder noch 
zu erstattenden Rentenbeträge entgegen den in der 
Entscheidung des erkennenden Senats vom 29* Januar 
1968 - III ZR 119/65 (= VersR 1968, 664, 667) aufge­
stellten Grundsätzen in voller Höhe kapitalisiert 
und von dem Haftungshöchstbetrag abgezogen habe.

Die Anschlußrevision muß Erfolg haben.

In der genannten Entscheidung hat der Senat be­
reits dargelegt, daß die im Rahmen des § 12 StVG be­
rücksichtigten Rentenleistungen den Kapitalhöchstbe­
trag nur dann verändern, wenn und soweit die Erstat­
tung über den für Rentenleistungen vorgesehenen Be­
trag hinausgeht. Und zwar ist dabei nicht schlecht­
hin der Höchstbetrag von 250 DM maßgebend, kommt es 
vielmehr auf den Rentenbetrag an, der mit Rücksicht 
auf inzwischen etwa erbrachte (oder geschuldete) Ka­
pitalzahlungen höchstens noch verlangt werden kann. 
Das Berufungsgericht hätte deshalb die von den ein­
zelnen Rentenverpflichteten erbrachten Rentenlei­
stungen zur Ermittlung des verbleibenden Kapital- 
höchstbetrages nur insoweit kapitalisieren dürfen, 
als diese Rentenleistungen den Rentenhöchstbetrag 
überstiegen, der jeweils aus § 12 StVG verlangt wer­
den konnte.

Das Berufungsurteil muß deshalb, soweit das 
Berufungsgericht über die für die Zeit ab 1. Dezem­
ber 1968 an die Klägerin und die BfA zu erbringenden 
Leistungen entschieden hat, aufgehoben werden.
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2. Die Revision der Beklagten greift die Ver­
teilung des Höchstbetrages durch das Berufungsge­
richt mit der Begründung an, die Berechnung enthal­
te verschiedene Rechtsfehler:

a) Zunächst macht die Revision erfolglos gel­
tend, das Berufungsgericht habe den SVT zu Unrecht 
ein Quotenvorrecht zugestanden. Das ist jedoch nicht 
der Fall. Den SVT wird von der Rechtsprechung im 
Rahmen des § 1542 RVO im Verhältnis zum Geschädig­
ten das Quotenvorrecht allgemein zugebilligt (BGH 
in NJW 1969, 98 mit weiteren Nachweisen). Dieses 
Quotenvorrecht kommt zwar dann nicht zum Zuge, wenn 
der Geschädigte einen Rechtsanspruch auf vollen Scha­
densersatz hat, er diesen Anspruch jedoch aus rein 
tatsächlichen Gründen nicht voll realisieren kann. 
Vielmehr hat die Anwendung des Quotenvorrechts zur 
Voraussetzung, daß der Geschädigte seinen Schaden 
aus Rechtsgründen - insbesondere wegen Mitverschul­
dens (§ 254 BGB) oder mit Rücksicht auf einen Haf­
tungshöchstbetrag - nur zu einem Teil ersetzt verlan­
gen kann (BGH in VersR 1956, 85, 86; 1958, 324 und 
1968, 170, 171; Fischer NJW 1954,1716; Geigel, Haft­
pflichtprozeß, 14. Aufl., Kap. 30 Rdn. 98 u.a.).Dem­
entsprechend ist auch den SVT, falls einem Geschädig­
ten nur ein Ersatzanspruch aus dem Straßenverkehrsge­
setz zustand, sein Schadensersatzanspruch jedoch mit 
Rücksicht auf die Höchstbeträge des § 12 StVG hinter 
seinem wirklichen Schaden zurückblieb, ein Quotenvor­
recht zugebilligt worden. Hiergegen kann die Revisi­
on nicht mit Erfolg einwenden, daß in vorliegendem 
Fall die Verletzte Helbig nach der Rechtslage Anspruch
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auf vollen Ersatz ihres Schadens (gemäß § 839 BGB,
Art. 34 GG) habe, es mithin an der Voraussetzung 
für die Anwendung des Quotenvorrechts, daß nämlich 
der Geschädigte aus Rechtsgründen nur einen Teil 
seines Schadens ersetzt verlangen kann, fehle. Denn 
Ansprüche der Geschädigten konnten hier nur insoweit 
auf den klagenden SVT übergehen, soweit sie ihre 
Grundlage im Straßenverkehrsgesetz haben, und die 
Teilung des Höchstbetrages des § 12 StVG ist des­
halb so vorzunehmen, wie wenn die Beklagte nur aus 
Halterhaftung gemäß § 7 StVG für den der Geschädig­
ten entstandenen Schaden aufzukommen hätte. Bei aus­
schließlicher Haftung der Beklagten nach dem Stra­
ßenverkehr sge setz würde das Quotenvorrecht der Kläge­
rin zum Zuge kommen, und da muß es deshalb auch in 
vorliegendem Fall, weil der Umstand, daß der Ge­
schädigten neben ihrem Anspruch aus dem Straßenver­
kehrsgesetz noch ein Anspruch - auf vollen Schadens­
ersatz - aus Amtshaftung zusteht, außer acht zu las­
sen ist. Die gegenteilige Auffassung würde dazu füh­
ren, daß ein SVT in einem Fall, in dem dem Geschädig­
ten nur ein Anspruch nach dem Straßenverkehrsgesetz 
zusteht, besser stehen würde als dann, wenn der Schä­
diger außer aus Halterhaftung auch noch wegen schuld­
hafter Amtspflichtverletzung auf vollen Schadenser­
satz haftet. Ein SVT soll zwar - mit Rücksicht auf 
die Subsidiaritätsklausel des § 839 Abs. 1 Satz 2 
BGB - in einem derartigen Fall keinen Vorteil daraus 
ziehen können, daß der Schädiger dem Geschädigten ge­
genüber nicht nur als Halter, sondern auch aus dem Ge­
sichtspunkt der Amtspflichtverletzung haftet. Er 
darf dadurch andererseits aber auch in seiner Rechts-
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position, die er bei ausschließlicher Halterhaftung 
hätte, nicht verschlechtert werden. Soweit in der 
Entscheidung des Senats vom 16. Dezember 1968 - III 
ZR 179/67 (= NJW 1969, 656/7, insoweit in BGHZ 51,
226 ff nicht mit abgedruckt) eine andere Auffassung 
zum Ausdruck kommt, hält der Senat daran nicht fest.

b) Die Revision wendet sich auch dagegen, daß 
das Berufungsgericht bei der Kapitalisierung der von 
den SVT zu erbringenden Rentenleistungen einen Kapi­
talisierungsfaktor von 16,32 zugrunde gelegt hat
(S. 15, 16 BU). Weshalb er das getan hat, ist in der 
Tat nicht ersichtlich. Der Senat hat dazu in seiner 
Entscheidung in BGHZ 51, 226, 235/6 (= NJW 1969, 656, 
659) im einzelnen dargelegt, daß die Kapitalisierung 
der Renten nach dem Umrechnungsmaßstab des § 12 Abs.1 
StVG in der Weise vorgenommen werden müsse, daß die 
Renten unter Zugrundelegung eines Zinssatzes von 6 % 
bei unendlicher Laufzeit zu kapitalisieren sind (Jah­
re sr ent enbetrag x 100 : 6).

c) Weiter beanstandet die Revision, daß das Be­
rufungsgericht im Rahmen des Schadensersatzes für 
vermehrte Bedürfnisse der Geschädigten den Ersatz 
von Steuerberaterkosten zugebilligt hat (S. 16 BU).

Soweit sich die Revision in diesem Zusammen­
hang auf das Urteil des Senats vom 27• Juni 1968 
- Ill ZR 63/65 (= NJW 1968, 1962, 1964) beruft und 
meint, daß Steuerberatungskosten ebensowenig wie 
Rechtsanwaltskosten zu entschädigen seien, kann sie
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damit nichts gewinnen. In dieser Entscheidung ging 
es allein um den Ersatz von Sachschäden, und dazu 
hat der Senat entschieden, daß Rechtsanwaltskosten 
nicht zu den Sach- und SachfolgeSchäden zählen, die 
aus dem Ge sicht spunkt der Halterhaftung nach § 12 
StVG zu ersetzen sind.

Hier aber geht es um den Schadensersatz wegen 
Körper- und Gesundheitsverletzung, und in diesem 
Rahmen ist nach der Vorschrift des § 12 StVG Ersatz 
auch für die Vermögensnachteile zu leisten, die der 
Verletzte dadurch erleidet, daß eine Vermehrung 
seiner Bedürfnisse eingetreten ist. Hierzu hat das 
Berufungsgericht ausgeführt, daß die steuerliche 
Behandlung der an die Geschädigte von verschiede­
nen Stellen zu erbringenden verschiedenen Ersatzlei­
stungen schwieriger sei als die Besteuerung ihres 
- früheren - Arbeitseinkommens. Ist das aber der 
Fall, dann kann die Hinzuziehung eines Steuerbera­
ters durchaus sachgerecht sein, und es müssen als­
dann die dadurch entstehenden Kosten als adäquate 
Schadensfolge der Körper- und Gesundheitsverletzung 
angesehen werden, deren Ersatz unter dem Gesichts­
punkt der Leistung für vermehrte Bedürfnisse ver­
langt werden kann. Da die Revision nichts in der 
Richtung vorbringt, daß die Zuziehung eines Steuer­
beraters entgegen der Auffassung des Berufungsge­
richts bei der gegebenen Sachlage nicht geboten ge­
wesen sei, ist die Berücksichtigung der Steuerbera­
terkosten bei der Berechnung des der Verletzten ent­
standenen Schadens aus Rechtsgründen nicht zu bean­
standen.
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d) Ferner greift die Revision die Berechnung 
des Berufungsgerichts deswegen an, weil sie den 
Ersatz der Heilungskosten nicht in Kapital-, son­
dern in Rentenform vorsehe (S. 16 BU). Diese Rüge 
ist schon deswegen unbegründet, weil in der Berech­
nung des Berufungsgerichts nicht der Ersatz der 
Heilungskosten in Renten- statt in Kapitalform vor­
gesehen, sondern lediglich der künftig notwendig 
werdende jährliche Aufwand für Heilungskosten ge­
schätzt und allein zur Berechnung der künftig noch 
entstehenden Schäden der geschätzte Betrag der jähr­
lichen Aufwendungen kapitalisiert worden ist. Hier­
gegen bestehen keine durchgreifenden Bedenken.

e) Die Revision bittet auch um Nachprüfung, ob 
das Berufungsgericht mit Recht als maßgeblichen 
Zeitpunkt, bis zu dem der Anspruchsberechtigte wählen 
kann, ob er in Kapital- oder in Rentenform entschä­
digt werden wolle, den Schluß der mündlichen Verhand­
lung vor dem Tatrichter zugrunde gelegt habe.

Hierzu hat das Oberlandesgericht Hamm u.a. 
in der - in VersR 1970, 748 veröffentlichten - Ent­
scheidung, die dem zum Abdruck in der Entscheidungs­
sammlung bestimmten Urteil des erkennenden Senats 
von heute in der Sache III ZR 107/69 zugrunde liegt 
und auf die die Beklagte in der mündlichen Revisions­
verhandlung insoweit verwiesen hat, folgende Auffas­
sung vertreten:

Zwar sei der Stichtag, bis zu dem der Geschä­
digte Ersatz in Form eines Kapitalbetrages verlan­
gen könne, im Falle der gerichtlichen Geltendmachung
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in der Regel allerdings der Zeitpunkt der letz­
ten mündlichen Verhandlung in der Tatsachenin­
stanz. Bei Stationierungsschaden sei indes hier­
von eine Ausnahme zu machen und auf den Monat ab­
zustellen, in dem die Entschließung des AVL ergan­
gen sei. Denn es sei der Tatsache Rechnung zu tra­
gen, daß dem Rechtsstreit das behördliche Verfah­
ren vorausgegangen sei, das mit der Entschließung 
des Amtes über die geltend gemachten Ansprüche en­
de. Für die Frage, bis zu welchem Zeitpunkt der Ge­
schädigte Ersatz in Kapitalform verlangen könne, 
müsse deshalb auf den Monat abgestellt werden, in 
dem die Entschließung ergangen sei. Insoweit komme 
der Entschließung bindende Wirkung zu.

Der Senat vermag jedoch dieser Auffassung 
nicht zu folgen. Wie in dem erwähnten Urteil in 
der Sache III ZR 107/69 im einzelnen dargelegt ist, 
ist dem Verletzten mit der Entschließung (Bescheid) 
des AVL nicht schlechthin die Möglichkeit genommen, 
zwischen Ersatz in Kapital- oder in Rentenform zu 
wählen. Jedoch muß in jedem Fall dann, wenn mehre­
re Anspruchsberechtigte als Gesamtgläubiger vorhan­
den sind, die Erklärung, Ersatz in Kapital- statt 
in Rentenform haben zu wollen, von allen Gesamt­
gläubigem gemeinsam abgegeben werden.

Es ist deshalb nicht rechtsfehlerhaft, wenn 
das Berufungsgericht hier für die Klägerin und 
die BfA in Gesamtgläubigerschaft auch über den Zeit­
punkt des Bescheides des AVL (26. Juni 1967) hin­
aus auf Grund ihrer insoweit übereinstimmenden Erklä­
rungen Ersatz in Kapitalform vorgesehen hat.
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f) Schließlich macht die Revision noch geltend, 
da die Klägerin und auch die BfA die Erstattung der 
bis zum 30, November 1968 gezahlten Renten in Kapi­
talform gewählt hätten, seien diese Beträge nicht in 
vollem Umfang von den Kapitalhöchstbeträgen abzuset­
zen, sondern nur zu dem Teil, der über den den jewei­
ligen Anspruchsberechtigten zustehenden Rentenhöchst­
betrag hinausgehe.

Die Revision erhebt damit die gleichen Angriffe 
gegen das Berufungsurteil wie die Anschlußrevision 
(vgl.oben unter III 1.). Da die Beklagte jedoch inso­
weit durch die Entscheidung des Berufungsgerichts 
nicht beschwert ist, muß dieses Vorbringen im Rah­
men der durch die Revision gebotenen Nachprüfung des 
Berufungsurteils außer Betracht bleiben.
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Das Berufungsurteil ist deshalb - soweit es 
über die Hilfsanträge der Klägerin und die Kosten 
entschieden hat - auf die Rechtsmittel beider Par­
teien aufzuheben und die Sache zur anderweiten 
Verhandlung und Entscheidung an das Berufungsge­
richt zurückzuverweisen, dem auch die Entschei­
dung über die Kosten des Revisionsrechtszuges 
überlassen bleibt.

Meyer Kreft Dr. Beyer

Dr. Hußla Keßler
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